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Jobcenter unter Druck: Gericht stärkt
Rechte von Bürgergeld-Empfängern!

Das Sozialgericht München urteilt über Wohnkosten für
Bürgergeld-Empfänger; Änderungen unter Merz-Regierung

angekündigt.

Am 28. April 2025 hat das Sozialgericht München ein
wegweisendes Urteil getroffen, das für viele Empfänger von
Bürgergeld erhebliche Konsequenzen haben könnte. Die Richter
entschieden, dass Jobcenter bei der Übernahme von Mietkosten
für Bürgergeld-Empfänger verpflichtet sind, die tatsächlichen
Ausgaben zu berücksichtigen und nachweisen müssen, dass
diese Kosten angemessen sind. Dies könnte einen
entscheidenden Wendepunkt in der Diskussion um die
Angemessenheit von Wohnkosten darstellen, die oft zu
gerichtlichen Auseinandersetzungen führt. Nach Ansicht des
Gerichts liegt die Beweislast für die Angemessenheit der
Mietkosten beim Jobcenter selbst, was bedeutet, dass die Ämter
Informationen und Konzepte bereitstellen müssen, die die Höhe



der Mietkosten rechtfertigen.

Darüber hinaus wird erwartet, dass unter der zukünftigen Merz-
Regierung das Bürgergeld in „Grundsicherung für
Arbeitssuchende“ umbenannt wird. Geplante Verschärfungen
der Bedingungen für den Bezug von Bürgergeld könnten jedoch
die Situation für viele Empfänger komplizieren, insbesondere in
Bezug auf hohe Mietkosten. Die neuen Regelungen könnten
striktere Anforderungen an Karenzzeiten und
Mitwirkungspflichten beinhalten, die potenziell zu einer
Erschwerung des Zugangs zu notwendigen finanziellen Mitteln
führen.

Angemessenheit der Wohnkosten im Fokus

Das Urteil des Sozialgerichts München, das die Jobcenter dazu
verpflichtet, die tatsächlichen Kosten der Unterkunft bei der
Berechnung des Bürgergeldes zu berücksichtigen, steht im
Einklang mit weiteren Entscheidungen anderer Gerichte. So
entschied beispielsweise das Sozialgericht Landshut, dass ein
Jobcenter die monatlichen Unterkunftskosten einer Betroffenen
um etwa 330 Euro sinken ließ, was als rechtswidrig erachtet
wurde. Auch hier war das Jobcenter nicht in der Lage, die
Angemessenheit der Absenkung hinreichend zu begründen, was
die Notwendigkeit eines schlüssigen Konzepts zur Ermittlung der
angemessenen Unterkunftskosten unterstreicht.

Besonders brisant ist, dass viele Jobcenter derzeit die Kosten für
Unterkunft ohne konkretes und nachvollziehbares Konzept
absenken. Dies führt zu einem erhöhten Druck auf die
Bürgergeld-Empfänger, die sich in einer finanziellen Notlage
befinden. Ein Emphasis darauf, dass Jobcenter nachweisen
müssen, dass im entsprechenden Wohnumfeld alternative,
günstigere Wohnungen verfügbar sind, könnte in zukünftigen
Fällen zu einem entscheidenden Verhandlungspunkt werden.

Regionales Ungleichgewicht bei den



Mietkosten

Die Angemessenheit von Mietkosten ist jedoch nicht einheitlich
geregelt. Unterschiede in den Angemessenheitsgrenzen für
Wohnkosten, die je nach Region und Jobcenter variieren, stellen
eine erhebliche Herausforderung dar. In Berlin etwa wurden
vergangene Urteile dahingehend interpretiert, dass die Mieten
auf einem Niveau liegen müssen, das den Preisen im sozialen
Wohnungsbau entspricht. Dies bedeutet, dass Mieten, die diesen
Maßstäben nicht gerecht werden, nicht als unangemessen
abgelehnt werden dürfen.

Ein Beispiel hierfür ist der Fall einer Frau in Berlin, die für eine
90 m² große Wohnung 640 Euro zahlte. Das Jobcenter erkannte
lediglich 480 Euro als angemessen an, was die Betroffene mit
der Marktsituation und der Verfügbarkeit von Wohnraum in
Berlin begründen konnte. Diese Entscheidung verdeutlicht die
Herausforderungen, mit denen Bürgergeld-Empfänger
konfrontiert sind, insbesondere in Ballungsräumen, in denen die
Mietpreise stark gestiegen sind.

Insgesamt wird das Urteil des Sozialgerichts München sowie die
nachfolgenden gerichtlichen Entscheidungen einen bedeutenden
Einfluss auf die zukünftige Handhabung der
Mietkostenübernahmen durch die Jobcenter haben. Dies könnte
dazu führen, dass mehr Bürgergeld-Empfänger in der Lage sind,
die tatsächlichen Kosten ihrer Unterkunft erstattet zu
bekommen, anstatt unter unzureichenden Zahlungen und
finanziellen Engpässen zu leiden.
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